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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 5002.) Privilegium wegen fernerer Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen 
des Aken⸗Roſenburger Deichverbandes im Betrage von 50,000 Thalern. 
Vom 20. Dezember 1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, was folgt: 


Nachdem von dem Aken-Roſenburger Deichverbande beſchloſſen worden, 
außer den laut Privilegium vom 17. Auguſt 1857. (Geſetz-Sammlung fuͤr 
1857. S. 754.) emittirten 100,000 Thalern die zur normalmaͤßigen Ausfüh- 
rung der Deichlinie, ſowie zu den Entwaͤſſerungsanlagen erforderlichen Geld— 
mittel im Wege einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den An— 
trag des Deichamtes in der Sitzung vom 1. September 1858: 


zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, Seitens der Glaͤubiger 
re Obligationen im Betrage von 50,000 Thalern ausſtellen zu 
uͤrfen, 
da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas 
zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung einer zweiten Serie von Obligationen zum Betrage von 
50,000 Thalern, funfzig tauſend Thalern, welche in 200 Apoints à 25 Tha⸗ 
ler, in 200 Apoints à 100 Thaler und in 50 Apoints à 500 Thaler nach 
dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe der Meliorationskaſſen⸗ 
a des Aken-Roſenburger Deichverbandes mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu 
verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung ſpaͤ⸗ 
teſtens vom 1. Januar 1864. ab alljaͤhrlich mit mindeſtens Einem Prozent des 
Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber— 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Jabrgang 1859. (Nr. 5002.) 2 Das 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Januar 1859. 


en 


Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 


durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 20. Dezember 1858. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 


provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. | 


Obligation 
des Aken⸗Roſenburger Deichverbandes 
| Ey nn ya TR 


fünf und zwanzig ! 
über { Ginhundert Rthir. Preußiſch Kurant. 
fuͤnfhundert \ 


Dir Aken⸗Roſenburger Deichverband verfchuldet dem Inhaber dieſer Seitens 
fuͤnf und zwanzig 
des Glaͤubigers unkuͤndbaren Verſchreibung die Summe von Einhundert 
a fuͤnfhundert 
Thalern, deren Empfang das unterzeichnete Deichamt beſcheinigt. 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Ausführung feiner Me: 
liorationen von dem Deichverbande in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privile⸗ 
iin (Geſetz-Sammlung vom Jahre 
De Ara ) aufgenommenen Geſammtdarlehns von funfzigtauſend Thalern 
(II. Emiſſion). Die Ruͤckzahlung der Schuld geſchieht ſpaͤteſtens vom 2. Ja⸗ 
nuar 1864. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe mit wenigſtens Einem 
Prozent jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen gebildeten Tilgungsfonds. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1863. ab im Mo⸗ 
nate Juni jeden Jahres, zuerſt im Juni 1863,, und die Auszahlung des Kapi⸗ 
tals und der Zinſen erfolgt dann in dem Zinstermine am 2. Januar des fol⸗ 
genden Jahres. Der Verband behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, nach Ablauf 
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von vier Jahren den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, 
ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die aus⸗ 
gelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeich⸗ 
nung ihrer Nummern und ihres Betrages, ſowie des Termins, an welchem 
die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekannt⸗ 
machung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine 
in dem Preußiſchen und Deſſauiſchen Staats-Anzeiger, dem Magdeburger Cor⸗ 
reſpondenten, dem Magdeburger Amtsblatt und dem Calber Kreisblatte. Sollte 
eines oder das andere der bezeichneten Blätter eingehen, fo beſtimmt der Ober: 
en bet Provinz Sachſen, in welchem andern Blatte die Bekanntmachung 
erfolgen ſoll. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen in der erſten Woche des Januar und Juli, von 
heute = gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Deichkaſſe in Aken, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins 
folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahine des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei— 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Kupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Verbandes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 


| are . erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
h. 


I. Tit. 51. $. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Calbe a. d. S. 
Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei dem Deichamte anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder fonft in glaub— 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange— 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus— 
gezahlt werden. a 
Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1866. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins— 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 
, Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Deichkaſſe 
in Aken gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons-Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor: 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. i 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Gr. 5002.) 2" Ber: 
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Verband mit feinem Grundvermoͤgen, fowie mit den Beiträgen, welche auf 
Grund der $$. 6. ff. des Allerhoͤchſt vollzogenen Statuts vom 28. Auguſt 
1856. (Gefeß- Sammlung vom Jahre 1856. S. 913.) von den Verbandsge- 
noſſen erhoben werden. 5 

hei Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 


Ai . 185; 


Das Deichamt des Aken⸗Roſenburger Deichverbandes. 
(Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Eingetragen im Regiſter 2 


provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
Zins ⸗ Kupon 


zur 
Obligation des Aken-Roſenburger Deichverbandes 
(II. Emiſſion) 


Ein . 

1 Ther Silbergroſchen .. Pfennige. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
2 e N und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbemerkten Obli— 
gation fuͤr das Halbjahr vom Bene TE 
mit (in Buchſtaben ..... Thaler Silbergroſchen .... Pfennige bei 
der Deichkaſſe zu Aken. 

Men, den nenn 18 


Das Deichamt des Aken-Roſenburger Deichverbandes. 
(Fakſimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Eingetragen im Regiſter 12 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jah⸗ 
ren, vom Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben 
wird. 
— 
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(Ir. 5003.) Verordnung wegen Einführung einer verbeſſerten Repräfentation für das Nies 
der⸗Oderbruch. Vom 27. Dezember 1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Zur Beſeitigung der Uebelſtaͤnde und Schwierigkeiten, welche fuͤr die 
Deichverwaltung des Nieder-Oderbruchs durch die bisherige Zuſammenſetzung 
der Repraͤſentation (Deichſchau⸗Kommiſſion), insbeſondere die große Zahl ihrer 
Mitglieder herbeigeführt worden find, ſowie zur Herſtellung der Rechtsgleich⸗ 
heit unter den Gemeinden des Nieder⸗Oderbruchs, von denen ein Theil nach 
der Deich⸗, Ufer⸗, Graben⸗ und Wege⸗Ordnung für das Nieder⸗Oderbruch vom 
23. Januar 1769. das Recht entbehrt hat, durch Repräſentanten an den ge= 
meinſamen Berathungen uͤber die Deichangelegenheiten Theil zu nehmen, ob⸗ 
ſchon dieſelben die Deichlaſten mitgetragen haben, verordnen Wir, unter Revi⸗ 
ſion und Abänderung der die Vertretung der Deichgenoſſen bei ſolchen Bera— 
thungen betreffenden Beſtimmungen der Deich, Ufer-, Graben- und Wege-Ord⸗ 
nung vom 23. Januar 1769., nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf Grund 
des F. 23. des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. bis da⸗ 
hin, daß das bereits in der Vorbereitung begriffene Statut fuͤr das Oderbruch 
ins Leben tritt, was folgt: 


H. 4. 


Die Deichgenoſſen des Nieder-Oderbruchs uͤben ihr Recht zur Theilnahme 
an den Berathungen und Beſchluͤſſen über die Deichangelegenheiten fortan durch 
ein Deichamt aus, welches beſteht aus 


a) dem von der Regierung in Frankfurt a. d. O. für die Königlichen Do- 
mainen im Nieder⸗Oderbruch ernannten Repraͤſentanten, a 
b) 70 Repraͤſentanten fuͤr die zum Nieder-Oderbruch gehoͤrigen Ritter— 
ter, 
c) ſechs Repraͤſentanten der zum Nieder-Oderbruch gehörigen Stadt- und 
Landgemeinden, 
d) dem Deichhauptmann. 


Die von dem Deichamte gefaßten Beſchluͤſſe ſind fuͤr den Deichverband 
verbindlich. 


H. 2. 


Fuͤr jeden der im vorhergehenden Paragraphen unter a. b. und c. ge⸗ 
dachten Repraͤſentanten wird ein Stellvertreter beftellt. 
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Bei der von den Rittergutsbeſitzern ſchon fruͤher erfolgten Wahl eines 
Repraͤſentanten und eines Stellvertreters für denſelben behält es ſein Bewenden. 


§. 3. 


Behufs der Wahl der im F. 1. unter c. gedachten ſechs Repraͤſentanten 
werden die zum Nieder-Oderbruch gehörigen Stadt- und Landgemeinden in 
ſechs Bezirke getheilt, mit Beruͤckſichtigung der Dammruthen, welche von den 
Gemeinden nach der Dammrolle vom 23. Januar 1769. zu unterhalten ſind, 
ſo daß die Zahl der Dammruthen, welche von den zu den einzelnen Bezirken 
gehörigen Gemeinden zuſammen unterhalten werden, eine annaͤhernd gleiche iſt. 

Die Abgrenzung der Wahlbezirke nach vorſtehender Beſtimmung erfolgt 
durch die Regierung in Frankfurt a. d. O. 5 


H. 4. 


Das Wahlrecht wird ausgeuͤbt von den Buͤrgermeiſtern und Ortsſchul— 
zen der zum Wahlbezirk gehoͤrigen Gemeinden. 

Wenn eine Gemeinde zur Zeit der Wahlausſchreibung an Deichkaſſen⸗ 
Beitraͤgen funfzehn Silbergroſchen oder mehr pro Dammruthe reſtirt, ſo ruht 
ihr Wahlrecht. 

In jedem Wahlbezirk iſt Ein Repraͤſentant und Ein Stellvertreter zu 
0 0 und zwar aus der Zahl der wahlberechtigten Buͤrgermeiſter und 
Schulzen. : 


H. 5. 


Die Wahlen, und zwar zuerſt die des Repraͤſentanten, nachher die des 
Stellvertreters, erfolgen durch Stimmabgabe zu Protokoll. Dabei entſcheidet 
die abſolute Mehrheit der in der Wahlverſammlung vertretenen Dammruthen. 

Sollte die erſte Abſtimmung keine abſolute Mehrheit ergeben, ſo iſt eine 
engere Wahl vorzunehmen, bei welcher nur ſolche Stimmen, welche auf einen 
der zwei Kandidaten, die bei der erſten Abſtimmung die meiſten Stimmen ge⸗ 
habt haben, fallen, als guͤltig gezaͤhlt werden duͤrfen. : 

Bei dieſer Abſtimmung entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit, und im 
Falle der Stimmengleichheit das Loos. b 


H. 6. 


Die Wahlkommiſſarien werden von der Regierung in Frankfurt a. d. O. 
ernannt. 


$. 7. 


Die Wahl zum Repraͤſentanten oder Stellvertreter kann nur abgelehnt 
werden 
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5 1 aus Gruͤnden, welche von der Uebernahme eines Gemeindeamtes ent— 
inden. 

8 Der Stellvertreter eines Repraͤſentanten nimmt in Krankheits- oder Be: 
hinderungsfaͤllen deſſen Stelle ein und tritt für ihn bis zur anderweiten Wahl 
1975 wenn der Repraͤſentant ſtirbt, oder die Bedingung ſeiner Waͤhlbarkeit 
aufhoͤrt. 


F. 8. 


Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre, ſoweit das bereits in der Vorbe— 
reitung begriffene neue Statut fuͤr das Oderbruch nicht ſchon fruͤher ins Leben 
tritt. Nach Ablauf von ſechs Jahren findet, wenn alsdann das neue Statut 
noch nicht erſchienen fein ſollte, eine neue Wahl ſtatt. 


‚ 


Die früher Gewählten find hierbei wieder wählbar. 
H. 9. 


Wenn waͤhrend der Dauer der Wahlperiode ein Repraͤſentant oder ein 
Stellvertreter ſein Amt als Buͤrgermeiſter oder Schulze niederlegt, ſo hoͤrt da— 
mit ſein Recht zur Repraͤſentation von ſelbſt auf. In ſolchem Falle, ſowie 
auch dann, wenn ein Repraͤſentant oder ein Stellvertreter ſtirbt, findet eine 
Neuwahl fuͤr den Ausgeſchiedenen ſtatt. 


$. 10. 


Die im $. 1. gedachten Repraͤſentanten werden mindeſtens zweimal im 
Jahre (das erſte Mal im Fruͤhjahr, das andere Mal im Herbſt) und außer— 
. ſo oft es das Beduͤrfniß erfordert, vom Deichhauptmann zuſammen— 

erufen. 

Die Berathungen werden von dem Deichhauptmann als Vorſitzenden 
geleitet, welcher ſich dabei in Behinderungsfaͤllen durch einen der beiden Deich— 
Inſpektoren oder durch einen der Repraͤſentanten der Koͤniglichen Domainen 
oder der Ritterguͤter vertreten laſſen kann. 

Der Regierung in Frankfurt a. d. O. bleibt vorbehalten, einen befonde- 
ren Kommiſſarius zu den Deichamtsſitzungen abzuordnen und dieſem den Vor— 
ſitz zu uͤbertragen. f 


H. 11. 


Bei den Beſchlußfaſſungen wird nach Koͤpfen abgeſtimmt, wobei auch 
der Deichhauptmann mitſtimmt und im Falle der Stimmengleichheit den Aus— 
chlag giebt. 8 
i Wenn der Deichhauptmann durch einen der Repraͤſentanten der Koͤnig⸗ 
1 oder der Ritterguͤter vertreten wird, ſo zaͤhlt deſſen Stimme 

pelt. 

An den Deichamts-Sitzungen nehmen auch die Deichinſpektoren Theil, 

(Nr. 5003.) ö die⸗ 
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dieſelben haben jedoch nur eine berathende Stimme, abgeſehen von dem Fall, 
wenn der Deichhauptmann durch einen der Deichinſpektoren vertreten wird, 
in welchem Falle der letztere ſtimmberechtigt iſt. x 


H. 12. 


Die Mitglieder des Deichamtes find bei ihren Berathungen und Be⸗ 
ſchluͤſſen an keinerlei Inſtruktionen oder Aufträge der Wähler und der Wahl— 
bezirke gebunden. 


F. 13. 


f Den regelmäßigen Deichſchauen hat der Repraͤſentant der Königlichen 
Domainen und der Repraͤſentant der Ritterguͤter beizuwohnen. An denſelben 
koͤnnen jedoch auch alle uͤbrigen Nepräfentanten Theil nehmen, ſowie es den 
„ uͤberhaupt freiſteht, auch an den Grabenſchauen Theil zu 
nehmen. 


H. 14. 


Wenn das Deichamt es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Deichver— 
bande nach der Deich-, Ufer-, Graben: und Wege-Ordnung vom 23. Januar 
1769. oder ſonſt geſetzlich reſp. nach fruͤheren Beſchluͤſſen obliegenden Leiſtun⸗ 
gen auf den Haushaltsetat zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, 
ſo laͤßt die Regierung in Frankfurt a. d. O. nach Anhoͤrung des Deichamtes 
die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt beziehungs⸗ 
weife die außerordentliche Ausgabe feſt und verfügt die Einziehung der erfor⸗ 
derlichen Beitraͤge. i 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Deichamte innerhalb ein und zwan⸗ 
zig Tagen die Berufung an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angele: 
enheiten zu. 

a Diet Verordnung iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1858, 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Gr. v. Puͤckler. 
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(Nr. 5004.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den zweiten Nachtrag zum Statute der 
ae Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 27. Dezember 1858, 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Win Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem die Neiffe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm— 
lung vom 21. Juli 1858. die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals um 
100,000 Thaler und außerdem in Ergänzung des H. 17. des unterm 13. März 
1846. (Geſetz-Sammlung S. 129.) Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuts die Aus⸗ 
gabe von ſogenannten Talons Behufs Erhebung neuer Serien von Dividen- 
denſcheinen fuͤr die Stammaktien beſchloſſen und zu dem Ende die in dem an⸗ 
liegenden zweiten Nachtrage zum Statute enthaltenen Beſlimmungen zur Be⸗ 
ſtaͤtigung vorgelegt hat, wollen Wir dieſen Beſchluͤſſen und dem gedachten 
Nachtrage Unſere Genehmigung hierdurch ertheilen. 
Die. gegenwärtige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die Geſetz-Samm⸗ | 
lung bekannt zu machen. Be 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1858. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. | 
v. d. Heydt. Simons. a 


Zweiter Nachtrag 
zu den ; 1 


Statuten der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 


F. 1. 


Der Geſellſchaftsfonds wird um die Summe von Einmal hundert tau— 
ſend Thalern vermehrt, die verwendet werden ſollen: 


1) zur Ausfuͤhrung der zum Betriebe erforderlichen Neubauten auf den 
Bahnhoͤfen Neiſſe und Grottkau; 
2) zur Vermehrung der Betriebsmittel. 
Jahrgang 1859. (Nr. 5004.) i 3 H. 2. 
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§. 2. 


Die im H. 1. gedachte Summe von 100,000 Thalern wird durch Kreirung 
von vier und ein halbprozentigen Prioritaͤts-Obligationen aufgebracht. Die 
Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion, ſowie Verzinſung und 
Amortiſation dieſer Obligationen erfolgt, werden durch ein beſonderes Aller⸗ 
hoͤchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


F. 3. 
In Ergaͤnzung des §. 17. des Geſellſchaftsſtatuts wird hierdurch be— 


ſtimmt, daß bei Ausfertigung neuer Dividendenſcheine ihnen ein Talon nach 
/ weten den Schema I. zur Erhebung fernerer Dividendenſcheine beigegeben 
werden wird. 


Die Dividendenſcheine, welche nach dem beiliegenden Schema II. nun: 
mehr ausgefertigt werden, und der Talon werden nach Ablauf des letzten 
Jahres, fuͤr welches ſie ausgereicht worden, zufolge beſonderer Bekanntmachung 

erneuert. Sie werden von zwei Mitgliedern des Direktorii oder deren Stell: 
vertretern und dem Rendanten unterzeichnet. 


Schema 1. 
n 


zu der 


Neiſſe⸗Brieger Stammaktie 


Der Vorzeiger dieſes Talons erhaͤlt ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legi— 
timation die für vorſtehend bezeichnete Stammaktie neu auszufertigenden Divi— 


dendenſcheine für die naͤchſten .... Jahre. 
lau, den n 18 
Das Direktorium der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. . N. N. 
Direktions-Mitglieder. Rendant. 


Schema 


= 540 


en Schema I. 

38 5 Eu 5 

883 2 Dividendenſchein 19 

3 8 8 | zur 

BES } ; 0 1 

28 8 5 Neiſſe⸗Brieger Stammaktie 12 

3 88 

ns Inhaber dieſes empfängt im Monat.. aus der Ge— 
8 3 8 2 ſellſchaftskaſſe die für das naͤchſtvorhergegangene Kalenderjahr feſt⸗ 
2235 ziuſetzende Dividende, deren Betrag Öffentlich bekannt gemacht wird. 
S2 B2 Breslau, den ten 18,1 

Bums ; i 1 ; a 

283% Das Direktorium der Neiſſe⸗ Brieger Eiſenbahn⸗ 
FREE geſellſchaft. 

82 8 N. N. N. N. N. N. 


Direktions⸗ Mitglieder. Rendant. 


(Nr. 5005.) Privilegium wegen Emiſſion von Einmal hundert tauſend Thalern Prioritaͤts— 
Obligationen der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 27. Dezem— 
ber 1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem von Seiten der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des in der Generalverſammlung vom 21. Juli 1858. gefaßten Beſchluſſes dar: 
auf angetragen worden iſt, derfelben Behufs der Ausfuͤhrung der zum Betriebe 
erforderlichen Neubauten in Neiſſe und Grottkau und der Vermehrung der 
Betriebsmittel die Aufnahme eines Darlehns von Einmal hundert tauſend Tha⸗ 
lern gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſe⸗ 
hener Prioritäts⸗Obligationen zu geſtatten, fo. wollen Wir in Beruͤckſichtigung 
des nachgewieſenen Beduͤrfniſſes und in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausgabe der gedachten 
Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 
gung ertheilen. 

81. 


Die zu emittirenden Prioritäts » Obligationen werden in Eintauſend Apoints 
(Ar. 5004 5005.) 3 * von 


/ 


ms. BEE 

von Einhundert Thalern, von Nr. 1. bis Nr. 1000., nach dem anliegenden 
Schema (I.) ſtempelfrei ausgefertigt. N 

Jeder Obligation werden Zinskupons und ein Talon zur Erhebung fer⸗ 
nerer Kupons nach den anliegenden Schemas (II. und III.) beigegeben. Dieſe 
Kupons, ſowie der Talon, werden nach Ablauf des letzten Jahres, fuͤr welches 
ſie ausgereicht worden, zufolge beſonderer Bekanntmachung erneuert. Die Prio⸗ 
ritaͤts⸗Obligationen, Zinskupons und Talons werden von zwei Direktionsmit⸗ 
gliedern oder Stellvertretern, ſowie von dem Rendanten unterzeichnet. Auf 
der Ruͤckſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. i 


b. 2. 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier und einem halben Prozent 
jaͤhrlich postnumerando verzinſt und die Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen 
am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres in Breslau berichtigt. Zinſen 
von Prioritaͤts-Obligationen, welche innerhalb vier Jahren von dem in dem 
betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungstage an nicht erhoben worden ſind, 
verfallen zum Beſten der Geſellſchaft. 


H. 3. 


Die Prioritaͤts⸗ Obligationen unterliegen der Amortiſation, wozu alljaͤhr⸗ 
lich die Summe von fuͤnfhundert Thalern unter Zuſchlag der durch die einge⸗ 
loͤſeten Prioritaͤts-Obligationen erſparten Zinſen aus dem Ertrage des Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmens verwendet wird. 

Die Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden Obligationen erfolgt am 1. Juli 
jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1859. 

Es bleibt jedoch der Neiffe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft vorbehalten, den 
Amortiſationsfonds durch Beſchluß der Generalverſammlung zu verſtaͤrken und 
auch außerhalb des Amortiſationsverfahrens ſaͤmmtliche alsdann noch vorhan- 
dene Prioritaͤts⸗Obligationen zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerthes 
einzuloͤſen. 

5 In beiden Fällen bedarf es nicht nur der Genehmigung des Staates, 
ſondern es wird auch der Beſtimmung deſſelben die Art der Kuͤndigung, Feſt⸗ 
ſtellung der Kuͤndigungsfriſt und des Ruͤckzahlungstermins uͤberlaſſen. Ueber 
die geſchehene Amortiſation wird dem fuͤr das Eiſenbahn-Unternehmen beſtellten 
Koͤniglichen Kommiſſariate alljaͤhrlich ein Nachweis vorgelegt. 


H. 4. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find auf Hoͤhe der darin ver: 
ſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach §. 2. zu zahlenden Zinſen Glaͤu⸗ 
biger der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft und haben in dieſer Eigenſchaft 
an dem Geſellſchaftsvermoͤgen ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Stamm⸗ 
aktien nebſt deren Dividenden. 5 


§. 5. 


* ee 1 KM 


l 
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§. 5. 


Die Inhaber der Prioritaͤts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbetraͤge anders, als nach Maaßgabe des im 
„3. gedachten Amortiſationsplans zu fordern, ausgenommen: 
1) wenn gehoͤrig zur Einloͤſung praͤſentirte faͤllige Zinskupons laͤnger als 
drei Monate unberichtigt bleiben; J 
D wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch Schuld der Geſell— 
ſchaft laͤnger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 
3) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution voll⸗ 
ſtreckt wird; a 
4) wenn die im H. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht inne gehalten wird. 
In den Faͤllen zu 1. bis 3. bedarf es keiner Kuͤndigung, vielmehr kann 
das Kapital von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zuruͤck⸗ 
gefordert werden, und zwar: 
zu 1. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, f 
zu 2. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 
zu 3. bis zum Ablauf eines Jahres nach Aufhebung der Exekution. 

In dem zu 4. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndigungs⸗ 
frift zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation von die⸗ 
ſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge: 
brauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfinden 
ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts ſind die 
Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen an das geſammte bewegliche und unbe: 
wegliche Geſellſchaftsvermoͤgen ſich zu halten berechtigt. 


H. 6. 


So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts-Obligationen einge⸗ 
loſet oder der Einloͤſungs⸗Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Gefell- 
ſchaft, mit Ausnahme der Grundſtuͤcke, welche innerhalb der Bahnhoͤfe etwa 
an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poſt⸗, Polizei- oder 
ſteuerlichen Einrichtungen, oder zu Packhoͤfen oder Waarenniederlagen abgetre— 
ten werden möchten, keines ihrer Grundſtücke, welches zum Bahnkoͤrper oder 
zu den Bahnhöfen gehört, veräußern, auch eine weitere Aktien⸗Emittirung oder 
ein Anleihegeſchaͤft nur dann unternehmen, wenn den Prioritaͤts⸗Obligationen 
für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Aktien 
oder der aufzunehmenden Anleihe vorbehalten und geſichert iſt. a 
. Die vorſtehend erlaffenen Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf Obliga- 
tionen, welche, zur Zuruͤckzahlung faͤllig erklaͤrt, nicht innerhalb ſechs Monaten 
nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung gehörig praͤſentirt werden. 


St 7. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des $. 3. zu amortiſirenden 
(Nr, 5005.) Obli⸗ 


a, „ 


Obligationen werden jährlich im April durch das Loos beſtimmt und, ſo wie eine 
nach 5 3. erfolgte allgemeine Kuͤndigung der Obligationen, Öffentlich bekannt 
gemacht. 


$. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchaftsdirektorium in Gegen⸗ 
wart eines Mitgliedes des Eiſenbahnkommiſſariats oder eines vereideten No— 
tars in einem vierzehn Tage vorher zur Öffentlichen Kenntniß zu bringenden 
ch welchem den Inhabern der Privritäts- Obligationen der Zutritt 
geſtattet iſt. 


H. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem im $. 3. 
dazu beſtimmten Tage in Breslau von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nomi⸗ 
nalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 
Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit 
letzteren find zugleich die ausgereichten, noch nicht fälligen Zinskupons einzu⸗ 
liefern. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöfeten Obligationen ſollen in Ge⸗ 
genwart eines Mitgliedes des Eiſenbahnkommiſſariats verbrannt und, daß dies 
geſchehen, durch die Öffentlichen Blätter bekannt gemacht werden. Die Obliga⸗ 
tionen aber, welche in Folge der Ruͤckforderung ($. 5.) oder Kündigung (H. 3.) 
außerhalb der Amortiſation eingelöft werden, kann die Geſellſchaft wiede 
ausgeben. 


$. 10. 


Diejenigen Prioritaͤts-Obligationen, welche ausgelooſt oder gekuͤndigt und, 
der Bekanntmachung durch die Öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht binnen 
vier Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung präfentirt ſind, und de⸗ 
ren gerichtliche Mortifizirung innerhalb dieſes vierjährigen Zeitraumes der letzte 
Inhaber nicht nachweiſet, werden durch oͤffentliche Bekanntmachung des Gefell- 
ſchaftsdirektorii für werthlos erklärt. 

Es follen aber bei jeder alljaͤhrlichen Amortiſation nicht nur die Num— 
mern der alsdann ausgelooſeten, ſondern auch diejenigen der ſchon fruͤher aus⸗ 
gelooſeten, noch nicht abgehobenen und noch nicht gerichtlich mortifizirten oder 
für werthlos erklaͤrten Prioritaͤts-Obligationen bekannt gemacht werden. 

Matt Die Amortiſation angeblich verlorener oder vernichteter Kupons iſt nicht 
atthaft. 


H. 11. 


Die in den Hö. 1. 3. 7. 8. 9. 10. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machun⸗ 


5 


machungen erfolgen in den $. 19. des Statuts und des erſten Statutennach- 
trages bezeichneten Zeitungen. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Höchfteigens 
haͤndig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne 
jedoch den Fubabern der Obligationen in Anſehung der Befriedigung eine Ges 
waͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder den Rechten Dritter zu 
praͤjudiziren. 

Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1858. 


(I. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


Schema J. 


Prioritäts-Obligation 
der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 


g über 


ſend Thalern Preußiſch Kurant Prioritätss Obligationen der Neiſſe-Brieger 
| Eiſenbahngeſellſchaft. 


Breslau, den . bea 18. 
Das Direktorium der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 
Direktions⸗Mitglied. Direktions⸗Mitglied. 
N. N. 
Eingetragen Fol. Rendant. 
Jeder Obligation ſind Kupons aui | d ei 
zur Erhebung er Kupons beigegeben. Wegen See der upon Re des Lelens 
nach Ablauf voeoenn Jahren erfolgt jedesmal beſondere Bekanntmachung. 


(Nr. 5005.) Schema 


. 


Schema I. 
. ter Zins ⸗Kupon 
= 888 der Neiſſe⸗Brieger Prioritäts⸗Obligation 
S=35 SE 23 
“D zw 
SS zahlbar mt RR 8 
3 8 5 
=28° 35 Inhaber dieſes empfaͤngt am . 18. . die halb⸗ 
SEES jährigen Zinſen der oben benannten Prioritaͤts-Obligation Über ..... 
33838 Thaler mit Thalern. N 
2 2 2 Breslau, den ren 18. 
88858 
8. 8 Das Direktorium der Neiſſe-Brieger Eifenbahn- 
E geſellſchaft. 
28 8 N. N. Nes N. N. 
Tr Direktiond - Mitglieder. Rendant. 


Schema III. 
Talon 


zu der 


Neiſſe⸗Brieger Prioritäts⸗ Obligation 


Der Vorzeiger dieſes Talons erhaͤlt ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legi⸗ 
timation die für die vorſtehend bezeichnete Prioritaͤts-Obligation neu anzuferti⸗ 


genden Zinskupons für die naͤchſten ... Jahre. 
Breslau, den en 18. 
Das Direktorium der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. N. N. 


Direktions⸗Mitglieder. Rendant. 


—ů— — 3 


Nebigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Verlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. Decker). 


. EEE. URN. 


